
Antrag

der Abgeordneten Waldhäusl, Königsberger, Landbauer, Ing. Huber, Gabmann,
Dr. Von Gimborn und Dr. Machacek

betreffend: Klares NEIN zur Errichtung eines tschechischen Atommüllend-
lagers in Grenznähe

Seit Jahren droht an der Grenzregion zum Waldviertel ein Atommüllendlager zu ent-

stehen. Nun werden die Ausbaupläne immer konkreter und spätestens im Jahr 2018

will die tschechische Regierung entscheiden, an welchem Standort die radioaktiv

verbrauchten Brennstäbe aus ihren Atomkraftwerken endgelagert werden. In der en-

geren Auswahl befinden sich zahlreiche Orte nahe der österreichischen Grenze. Als

potenzieller Standort wird vermehrt die Erhebung Cihadlo im tschechischen Erzge-

birge genannt. Cihadlo ist lediglich 21 Kilometer von der Grenze zu Niederösterreich

entfernt und würde als Atommüllendlager ein enormes Gefahrenpotenzial, allen vo-

ran für die Niederösterreicher und die „Grenzbevölkerung“, darstellen.

Tatsache ist, dass bis dato noch immer kein sicheres Endlagersystem entwickelt

wurde und Niederösterreich ohnehin mitten in der Gefahrenzone der überalterten,

störanfälligen Atommeiler Tschechiens und der Slowakei liegt. Mit Stichtag Ende

2017 sind neun der 14 in Betrieb befindlichen Atomkraftwerke in Temelin, Dukovany,

Bohunice, Mochovce und Paks 30 Jahre und länger in Betrieb. Alleine in Temelin

gab es in den letzten Jahren über 130 (!) bekannte Störfälle. Die Folgen eines ato-

maren Unfalls in einem der Ost-AKW wären katastrophal. Ebenso gefährlich und be-

drohlich ist die von Tschechien angepeilte, grenznahe Atommüllendlagerung. Im Inte-

resse einer sicheren Zukunft unseres Bundeslandes sowie der Gesundheit der Nie-

derösterreicher und nachfolgender Generationen muss die grenznahe Atommüllend-

lagerung mit allen Mitteln verhindert werden.

Landtag von Niederösterreich
Landtagsdirektion

Eing.: 11.05.2017

Ltg.-1524/A-3/476-2017

U-Ausschuss



Die Gefertigten stellen daher folgenden

Antrag

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

„1) Der NÖ Landtag spricht sich im Sinne der Antragsbegründung entschieden ge-

gen ein Atommüllendlager in Grenznähe aus.

2) Die NÖ Landesregierung wird im Sinne der Antragsbegründung aufgefordert,

bei der Bundesregierung sicherzustellen, damit diese entschieden gegen ein

Atommüllendlager in Grenznähe eintritt und in Verhandlung mit den Nachbar-

staaten dieses auch verhindert.“

Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag dem Rechts- und Verfassungsaus-

schuss zuzuweisen.


